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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Nationalrat stimmte auf Antrag seiner Kommission und gegen die Opposition von
Giger (fdp, SG) und Steffen (sd, ZH) einer parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE)
für eine Erleichterung der Einbürgerung zu. Der Vorstoss verlangt eine Halbierung der
für die ordentliche Einbürgerung geforderten minimalen Wohnsitzdauer von 12 Jahren.
Diese bestehende Anforderung ist im europäischen Vergleich ausserordentlich streng,
nur gerade Deutschland und Österreich kennen mit zehn Jahren annähernd so hohe
Barrieren. Ob mit dieser angestrebten Gesetzesänderung die Einbürgerung für die
vielen jungen Ausländer, welche einen guten Teil ihrer Jugend in der Schweiz verbracht
haben, attraktiver gemacht werden kann, ist allerdings fraglich. Da bereits heute die
Wohnsitzjahre zwischen dem 10. und dem 20. Altersjahr doppelt angerechnet werden,
stellt diese Vorschrift für die meisten von ihnen keinen Hinderungsgrund dar. Eine
Erleichterung trat aber für die in der Schweiz wohnenden italienischen Staatsbürger in
Kraft, indem Italien das Verbot der doppelten Staatsbürgerschaft ebenfalls aufgehoben
hat. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.01.1992
HANS HIRTER

Landesverteidigung

Militärorganisation

Jean-Luc Addor (udc, VS) propose de modifier la loi fédérale sur la taxe d’exemption de
l’obligation de servir (LTEO) pour que les Gardes suisses pontificaux soient exonérés de
la taxe militaire pendant la durée de leur service à Rome. Les candidats s'engageant
dans cette expérience et qui ont au minimum accompli leur école de recrues y sont
astreints au motif d'être des Suisses de l'étranger. Vu le service officiel rendu à
l'étranger, ils pourraient, comme certaines catégories de Suisse de l'étranger (art. 4a
LTEO), bénéficier d'une exonération. Le parlementaire rappelle également que cette
taxe est en principe réservée à ceux n'effectuant pas de service. De plus, il juge le
montant «disproportionnée» pour des jeunes sans situation financière encore bien
établie.
La CPS-CN donne suite à l'initiative parlementaire par 13 voix contre 9 et 1 abstention. Il
faut «valoriser» la Garde suisse pontificale et ses membres «méritent» d’être exonérés.
Quelques parlementaires réticents estiment que les gardes doivent être assujettis à la
taxe militaire puisqu'ils ne travaillent pas pour l'armée suisse. L'introduction d'une
dérogation contreviendrait au principe de l'égalité de traitement et ils craignent que
des personnes déployées à l'étranger fournissant des services importants pour la Suisse
revendiquent une demande d'exonération. La CPS-CE soutient la décision de sa
consœur, par 10 voix contre 3. La CPS-CN élaborera donc un projet. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.01.2020
DIANE PORCELLANA

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Mai 2020 reichte Marco Chiesa (svp, TI) zwei parlamentarische Initiativen für
Änderungen der Pauschalbesteuerung ein, nachdem er sich bereits im Jahr 2019 mit
zwei Motionen dieses Themas angenommen hatte. In seiner ersten Initiative (Pa.Iv.
20.421) wollte er Besteuerung nach dem Aufwand, also die sogenannte
Pauschalbesteuerung, zukünftig auch ausländischen Personen ermöglichen, die in der
Schweiz erwerbstätig sind – bisher war sie auf in der Schweiz nicht erwerbstätige
Ausländerinnen und Ausländer beschränkt. Dabei solle das in der Schweiz erworbene
Nettoeinkommen separat besteuert werden. 
Mit seiner zweiten parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 20.422) beabsichtigte er, auch
mit Schweizerinnen oder Schweizern verheirateten Ausländern oder Ausländerinnen
Zugang zur Pauschalbesteuerung zu gewähren – bisher durfte bei einer Besteuerung
nach dem Aufwand keiner der Ehegatten die Schweizer Staatsbürgerschaft besitzen.
Dabei sollten die Übergangsbestimmungen der Revision von 2012, die bis Ende 2020 in
Kraft sind, weiterhin gelten, damit die ausländischen Ehegatten ihr Recht auf

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Besteuerung nach dem Aufwand nicht verlieren würden. 
Andere Länder, beispielsweise Italien, hätten attraktivere Pauschalbesteuerungsregeln
als die Schweiz, begründete Chiesa seine zwei Vorstösse. Unter anderem kenne gerade
Italien eben auch eine Besteuerung nach dem Aufwand bei in Italien Erwerbstätigen.
Folglich müsse hier die Schweiz nachziehen, um diesbezüglich wettbewerbsfähig zu
bleiben, zumal sie mit der Besteuerung nach dem Aufwand «nicht zu vernachlässigende
Steuereinnahmen» generiere. 
Mitte April 2021 beriet die WAK-SR die beiden Initiativen und entschied mit 10 zu 2
Stimmen gegen Folgegeben. Die Akzeptanz für eine Anpassung der Regelungen der
Pauschalbesteuerung in der Bevölkerung sei gering, überdies könnten die Vorstösse nur
geringes zusätzliches Steuersubstrat generieren.
In der Sommersession 2021 zog der Initiant seinen Vorstoss ohne Begründung zurück. 3

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Bezüglich der Linienführung einer neuen Nord-Süd-Verbindung durch die Schweiz
gingen die Meinungen nach wie vor auseinander, wobei Italien zusammen mit den
Ostschweizer Kantonen die Splügenvariante forcierte. Eine im Auftrag der
Ständeratskommission erstellte Expertise über die Realisierbarkeit eines «Alpen-Y» als
Alternative zu einem Splügen- oder Gotthard-Basistunnel kam zum Schluss, dass eine
solche Y-Linienführung sich gut in das bestehende und geplante europäische
Schienennetz einfügen würde. Nachdem der Bündner Standesvertreter Cavelty (cvp)
seine diesbezügliche parlamentarische Initiative zurückgezogen hatte, überwiesen
beide Räte gleichlautende Kommissionsmotionen. Danach sollen die
Entscheidungsgrundlagen für die neue Alpenbahntransversale unter Einbezug des Y-
Vorschlags und der Ausbaumöglichkeiten der Simplonlinie (siehe auch Mo. 85.490) so
aufgearbeitet werden, dass ein Baubeschluss im Anschluss an die parlamentarische
Verabschiedung der «Bahn 2000» gefällt werden kann. Der Bundesrat beauftragte in
der Folge eine Expertenkommission, die vier diskutierten Varianten bis Ende 1987
einer vergleichenden Analyse zu unterziehen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN
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